
 

  

-

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 7a
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 10.11.2003

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 06.10.2004

3. Instanz

Datum 17.03.2005

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 6. Oktober 2004 aufgehoben und die Sache zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Der KlÃ¤ger begehrt hÃ¶here Arbeitslosenhilfe (Alhi) fÃ¼r die Zeit ab 28. Oktober
2002.

Der im Jahre 1949 geborene KlÃ¤ger (verheiratet, zwei Kinder aus erster Ehe) steht
seit lÃ¤ngerer Zeit im Bezug von Alhi. Seine Ehefrau ist halbtags bei einer
MÃ¶belfirma beschÃ¤ftigt. Bis zum 27. Oktober 2002 bezog der KlÃ¤ger Alhi ohne
BerÃ¼cksichtigung von Einkommen seiner Ehefrau in HÃ¶he von 157,64 Â¤
wÃ¶chentlich (Leistungsgruppe A/1 Kind). Am 7. Oktober 2002 beantragte er die
Fortzahlung von Alhi fÃ¼r den nÃ¤chsten Bewilligungsabschnitt ab 28. Oktober
2002. Seine Ehefrau erzielte zu diesem Zeitpunkt ein durchschnittliches
Bruttoeinkommen in HÃ¶he von 1.539,70 Â¤. Der KlÃ¤ger machte monatliche
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Aufwendungen fÃ¼r Versicherungen in HÃ¶he von 143,16 Â¤ geltend. Dies waren
im Einzelnen:

Hausratsversicherung 9,87 Â¤

private Haftpflichtversicherung 7,51 Â¤

Kfz-Versicherung 110,00 Â¤ und

Unfallversicherung 15,78 Â¤.

Mit Bescheid vom 6. November 2002 gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger ab 28.
Oktober 2002 Alhi in HÃ¶he von wÃ¶chentlich 97,65 Â¤. Von dem wÃ¶chentlichen
Leistungssatz in HÃ¶he von 157,64 Â¤ (Leistungsgruppe A/1) wurde aus dem
Einkommen der Ehefrau nunmehr ein Betrag in HÃ¶he von 59,99 Â¤ wÃ¶chentlich
berÃ¼cksichtigt. Von den geltend gemachten Aufwendungen fÃ¼r private
Versicherungen berÃ¼cksichtigte die Beklagte unter Berufung auf Â§ 3 Abs 2
Arbeitslosenhilfe-Verordnung (AlhiV) 2002 monatlich lediglich 46,25 Â¤ statt der
geltend gemachten 143,16 Â¤. Der Betrag von 46,25 Â¤ entspricht 3 % des
durchschnittlichen Bruttoentgelts der Ehefrau des KlÃ¤gers in HÃ¶he von 1.539,70
Â¤. Den Widerspruch wies die Beklagte zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom 27.
November 2002). Auf die Klage hat das Sozialgericht (SG) durch Urteil vom 10.
November 2003 die Beklagte verurteilt, dem "KlÃ¤ger ab 28. Oktober 2002 Alhi
unter BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chlich aufgewendeten VersicherungsbeitrÃ¤ge
zu gewÃ¤hren". Zur BegrÃ¼ndung hat das SG ausgefÃ¼hrt, die tatsÃ¤chlich
nachgewiesenen VersicherungsbeitrÃ¤ge seien bei der Einkommensanrechnung zu
berÃ¼cksichtigen, weil die Regelung des Â§ 3 Abs 2 AlhiV 2002 nicht von der
ErmÃ¤chtigungsgrundlage des Â§ 206 Nr 4 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III)
gedeckt sei.

Hiergegen hat die Beklagte Berufung eingelegt. WÃ¤hrend des Berufungsverfahrens
sind weitere Bescheide Ã¼ber Alhi ergangen. Durch Bescheid vom 17. Januar 2003
passte die Beklagte die Leistung des KlÃ¤gers an die Leistungsentgeltverordnung
2003 an. Der Anrechnungsbetrag betrug weiterhin unverÃ¤ndert 59,99 Â¤. Durch
Bescheid vom 21. November 2003 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger Alhi fÃ¼r
ein weiteres Jahr bis zum 27. Oktober 2004. Sie berÃ¼cksichtigte nunmehr auf
Grund des Einkommens der Ehefrau 87,08 Â¤. Die Beklagte ging von einem
Bruttoeinkommen der Ehefrau des KlÃ¤gers in HÃ¶he von 1.609,85 Â¤ aus und
errechnete hiervon 3 % (= 48,36 Â¤) als von ihrem Einkommen absetzbare
VersicherungsbeitrÃ¤ge. Vom KlÃ¤ger wurden dagegen 86,21 Â¤ geltend gemacht.
Durch weiteren Bescheid vom Januar 2004 passte die Beklagte die Alhi nunmehr an
die Leistungsentgeltverordnung 2004 an. Der Alhi-Zahlbetrag betrug nunmehr
68,88 Â¤ pro Woche.

Durch Urteil vom 6. Oktober 2004 Ã¤nderte das Landessozialgericht (LSG) auf die
Berufung der Beklagten hin das angefochtene Urteil des SG vom 10. November
2003 ab. Die Beklagte wurde unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 6. November
2002 idF des Widerspruchsbescheides vom 27. November 2002 und des
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Ã�nderungsbescheides vom 17. Januar 2003 sowie des Bescheides vom 21.
November 2003 und des Ã�nderungsbescheides aus dem Januar 2004 verurteilt,
dem KlÃ¤ger Alhi zu gewÃ¤hren und dabei bei dem anzurechnenden monatlichen
Bruttoeinkommen der Ehefrau ab "28. Oktober 2003 [gemeint wohl: 28. Oktober
2002] weitere 37,25 Â¤ und ab 28. Oktober 2003 weitere 37,85 Â¤ als
VersicherungsbeitrÃ¤ge zu berÃ¼cksichtigen". Im Ã�brigen hat es die Berufung
zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung seiner Entscheidung hat das LSG
ausgefÃ¼hrt, es gehe ebenso wie das SG davon aus, dass die 3 %-Regelung des Â§
3 Abs 2 AlhiV 2002 rechtswidrig sei, soweit diese Norm die absetzbaren
VersicherungsbeitrÃ¤ge der Ehefrau auf 3 % des Einkommens begrenze. Â§ 3 Abs 2
AlhiV 2002 sei insoweit nicht ermÃ¤chtigungskonform und nicht anzuwenden.
Mithin richte sich die streitige Problematik, welche VersicherungsbeitrÃ¤ge in
welcher HÃ¶he vom Einkommen der Ehefrau des KlÃ¤gers abzusetzen seien,
ausschlieÃ�lich nach Â§ 194 Abs 2 Satz 2 Nr 2 SGB III. Dies fÃ¼hre dazu, dass
neben den bereits von der Beklagten berÃ¼cksichtigten PflichtbeitrÃ¤gen zur
Sozialversicherung und zur ArbeitsfÃ¶rderung noch folgende
VersicherungsbeitrÃ¤ge vom Einkommen der Ehefrau des KlÃ¤gers in Abzug zu
bringen seien:

2002 2003

Hausrat 9,87 Euro 9,87 Euro

private Haftpflicht 7,51 Euro 7,50 Euro

Unfall 15,78 Euro 18,50 Euro

Kfz â�� Ehefrau 50,34 Euro 50,34 Euro

83,50 Euro 86,21 Euro

bereits anerkannt 46,25 Euro 48,36 Euro

Differenz 37,25 Euro 37,85 Euro

Der Unterschied zur Rechnung des SG liege darin, dass die Kosten der Versicherung
des zweiten Pkw nicht als angemessener Abzug beim Einkommen der Ehefrau
angesehen werde. Das LSG halte aber die BeitrÃ¤ge fÃ¼r die abgeschlossenen
Versicherungen in HÃ¶he von 83,50 Â¤ ab 28. Oktober 2002 und 86,21 Â¤ ab 28.
Oktober 2003 fÃ¼r angemessen und damit fÃ¼r absetzbar, nicht aber in HÃ¶he von
143,16 Â¤, wie vom SG entschieden. Die Berufung der Beklagten mÃ¼sse somit in
diesem Punkt Erfolg haben. Dies habe zur Konsequenz, dass vom Bruttoeinkommen
der Ehefrau des KlÃ¤gers in HÃ¶he von 1.539,70 Â¤ fÃ¼r die Zeit ab 28. Oktober
2002 VersicherungsbeitrÃ¤ge in HÃ¶he von 83,50 Â¤ monatlich in Abzug zu bringen
seien. Da die Beklagte bereits einen Betrag in HÃ¶he von 46,25 Â¤ anerkannt habe,
sei sie unter AbÃ¤nderung der angefochtenen Entscheidung zu verurteilen
gewesen, weitere 37,25 Â¤ pro Monat zu berÃ¼cksichtigen. Dementsprechend sei
die Beklagte hinsichtlich der gemÃ¤Ã� Â§ 96 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zum
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Gegenstand des Rechtsstreits gewordenen Bescheide der Beklagten fÃ¼r die Zeit
ab 28. Oktober 2003 zu verurteilen gewesen, weitere 37,85 Â¤ zu
berÃ¼cksichtigen.

Gegen dieses Urteil wendet sich die Beklagte mit ihrer Revision. Sie rÃ¼gt eine
Verletzung des Â§ 206 Nr 4 SGB III und des Â§ 3 Abs 2 AlhiV 2002. Sie begrÃ¼ndet
im Einzelnen, dass die Pauschale in HÃ¶he von 3 % gemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs 2 AlhiV 2002
ermÃ¤chtigungskonform und sachgerecht sei.

Die Beklagte beantragt,
das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 6. Oktober 2004
abzuÃ¤ndern, das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom 10. November 2003 im
vollen Umfang aufzuheben und die Klage insgesamt abzuweisen.

Der KlÃ¤ger hat keinen Antrag gestellt und sich zur Sache nicht geÃ¤uÃ�ert.

II

Die Revision ist im Sinne der Aufhebung der LSG-Entscheidung und
ZurÃ¼ckverweisung der Sache an das LSG begrÃ¼ndet (Â§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG).
Das LSG hat zwar zu Recht entschieden, dass die in Â§ 3 Abs 2 AlhiV 2002
enthaltene pauschale Regelung von 3 % fÃ¼r die vom Einkommen abzuziehenden
VersicherungsbeitrÃ¤ge nicht ermÃ¤chtigungs- und verfassungskonform ist. Es
fehlen jedoch ausreichende tatsÃ¤chliche Feststellungen (Â§ 163 SGG) fÃ¼r eine
abschlieÃ�ende Entscheidung darÃ¼ber, ob dem KlÃ¤ger fÃ¼r die streitige Zeit
hÃ¶here Alhi zusteht.

Hinsichtlich der Entscheidung betreffend die Frage der
ErmÃ¤chtigungskonformitÃ¤t des Â§ 3 Abs 2 AlhiV 2002 kann in vollem Umfang auf
die Urteile des Senats vom 9. Dezember 2004 (B 7 AL 22/04 R und B 7 AL 24/04 R)
verwiesen werden. Dort hat der Senat ausfÃ¼hrlich dargelegt, dass die Regelungen
des Â§ 3 Abs 2 AlhiV 2002 weder ermÃ¤chtigungs- noch verfassungskonform sind,
sodass hinsichtlich der vom Einkommen abzusetzenden BetrÃ¤ge grundsÃ¤tzlich
nur auf Â§ 194 Abs 2 Satz 2 Nr 2 SGB III (idF des Gesetzes zur Reform des
Wohnungsbaurechts vom 13. September 2001, BGBl I 2376) abzustellen ist. Dies
hat das LSG zutreffend erkannt. Die vom LSG vorgenommene Wertung der
Angemessenheit der vom KlÃ¤ger geltend gemachten Versicherungen ist nicht zu
beanstanden. Das LSG hat im Rahmen des Â§ 194 Abs 2 Satz 2 Nr 2 SGB III die
Hausratversicherung, die private Haftpflichtversicherung, eine Unfallversicherung
und die Kraftfahrzeugversicherung der Ehefrau des KlÃ¤gers als nach Grund und
HÃ¶he angemessene VersicherungsbeitrÃ¤ge berÃ¼cksichtigt. Zugleich hat es die
Versicherung fÃ¼r den zweiten Pkw, den das Ehepaar unterhÃ¤lt, im Rahmen des
Abzugs vom Einkommen der Ehefrau nicht als angemessen angesehen. Dies
entspricht grundsÃ¤tzlich der allein von Â§ 194 Abs 2 Satz 2 Nr 2 SGB III
ausgehenden Entscheidung des Senats in seinen Urteilen vom 9. Dezember 2004
(aaO). BezÃ¼glich der Unfallversicherung wird das LSG die Angemessenheit anhand
der dort aufgefÃ¼hrten Kriterien zu Ã¼berprÃ¼fen haben.
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Der Rechtsstreit ist dennoch an das LSG zurÃ¼ckzuverweisen, weil in dem Urteil die
notwendigen Feststellungen dazu fehlen, ob die sonstigen Voraussetzungen eines
Anspruchs auf hÃ¶here Alhi gegeben sind. Vorliegend fehlen bereits tatsÃ¤chliche
Feststellungen des LSG (Â§ 163 SGG) zur Frage der Arbeitslosigkeit (Â§ 190 Abs 1 Nr
1 SGB III iVm Â§ 198 Satz 2 Nr 1 SGB III und Â§ 118 SGB III) fÃ¼r den gesamten
streitigen Zeitraum. Dieser dÃ¼rfte, obwohl dies aus den EntscheidungsgrÃ¼nden
des LSG nicht eindeutig hervorgeht, den gesamten Zeitraum vom 28. Oktober 2002
bis zum Ablauf der Bewilligung (wohl 31. Dezember 2004) umfassen. FÃ¼r diesen
Zeitraum fehlen auch hinreichende Feststellungen fÃ¼r eine Entscheidung Ã¼ber
das bei der zu gewÃ¤hrenden Alhi zu Grunde zu legende Bemessungsentgelt (Â§
200 SGB III) und zur endgÃ¼ltigen Beurteilung der BedÃ¼rftigkeit (Â§ 190 Abs 1
Satz 1 Nr 5 SGB III) mit RÃ¼cksicht auf vorhandenes VermÃ¶gen (Â§ 193 Abs 2 SGB
III). Gleiches gilt insbesondere fÃ¼r das zu berÃ¼cksichtigende Einkommen der
Ehefrau des KlÃ¤gers (Â§Â§ 193 Abs 1, 194 SGB III). Insofern ist aus den
EntscheidungsgrÃ¼nden des LSG nicht nachvollziehbar, in welcher HÃ¶he und auf
Grund welcher Berechnungsweise aus dem Einkommen der Ehefrau unter
BerÃ¼cksichtigung von FreibetrÃ¤gen sich der jeweils bei der Alhi des KlÃ¤gers zu
berÃ¼cksichtigende Betrag berechnet. SchlieÃ�lich ist auch die HÃ¶he der vom LSG
gemÃ¤Ã� Â§ 194 Abs 2 Satz 2 Nr 2 SGB III letztlich berÃ¼cksichtigten
VersicherungsbeitrÃ¤ge im Einzelnen nicht nachprÃ¼fbar.

SchlieÃ�lich hat das LSG seine im Einzelnen nur beschrÃ¤nkt nachvollziehbaren
Berechnungen nur fÃ¼r die Jahre 2002 und 2003 vorgenommen. Angesichts der
Tenorierung wÃ¤re es bei einem Urteilsausspruch am 6. Oktober 2004 zumindest
erforderlich gewesen, diese Berechnungen auch fÃ¼r 2004 (unter Angabe des
Bruttoeinkommens der Ehefrau, des Bemessungsentgelts des KlÃ¤gers etc)
anzustellen.

Das LSG wird auch abschlieÃ�end Ã¼ber die Kosten des Rechtsstreits unter
BerÃ¼cksichtigung des Ausgangs des Revisionsverfahrens zu entscheiden haben.

Erstellt am: 27.03.2006

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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